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Klausur im Kurs Verbraucherschutz WiSe 2008/2009

Durch die Insolvenz der US-Investment Bank Lehmann-Brothers haben eine Reihe von deutschen Anlegern ihre Altersvorsorge verloren, weil sie ihr Erspartes auf Anraten einer deutschen Bank in Zertifikate investierten, die nach Art von Wetten überdurchschnittliche Erträge für den Fall versprachen, dass ein bestimmter Index oder Wert steigen würde. Für die Rückzahlung des eingezahlten Geldes selber wollte die Lehmann Bank, eine angesehene amerikanische Bank allerdings ohne Einlagensicherungssystem haften. Nach der Insolvenz der Bank haben die Kunden das gesamte Geld verloren.

Die Bundesregierung plant auf Grund des Skandals der Lehmann Brothers Zertifikate eine gesetzliche Regelung zum Schutz der Verbraucher einzuführen, die solche Verluste in Zukunft verhindern sollen.
Dabei prüft sie folgende Optionen:

1. Banken, die Anlagen verkaufen, sollen in Zukunft verpflichtet werden, nach Art einer Ampel jedes Anlageprodukt mit einer Farbe grün, gelb oder rot zu kennzeichnen.

2. Der Verkauf von Zertifikate an Endverbraucher in Deutschland wird verboten.
3. Die Verbraucherzentralen erhalten zusätzliche Mittel, um eine Anlageberatung durchzuführen.

4. In Schulen wird in Zukunft ein Fach „Finanzanlagen“ im Unterricht eingeführt.

5. Die vermittelnde Bank haftet in Zukunft zusammen mit dem Herausgeber der Zertifikate für die Rückzahlung des Nominalwertes.

6. Der Einlagensicherungsfonds der Banken tritt für alle über das Banksystem abgesetzten Anlagen ein, wenn sie vom Verbraucher zur Altersvorsorge erworben wurden und zwar nur insoweit, wie sie auch tatsächlich der Altersvorsorge gedient hätten.

7. Die Provisionen für den Verkauf von Zertifikaten werden auf 1% gesetzlich reduziert.
Ordnen Sie die verschiedenen Massnahmen den theoretischen Ansätzen im Verbraucherschutz zu und berücksichtigen Sie dabei insbesondere folgende Fragen: 

a) Wo wird der Konsum und wo der Erwerb geschützt?

b) Welche verschiedenen Ansätze im Informationsmodell gibt es hier?

c) Was kann man hier als sozialen Verbraucherschutz bezeichnen?

d) Schlagen Sie selber eine Maßnahme vor und begründen Sie sie.

Bearbeiterhinweis: Bitte lassen Sie Rand für Korrekturen. Es sind keine Hilfsmittel zugelassen. Bearbeitungszeit 90 Minuten
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